 BFG
BUNDESFINANZGERICHT GZ. RV/7500478/2023

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch die Richterin R. in der Verwaltungsstrafsache gegen Bf., A-1,
wegen der Verwaltungsiibertretung gemaR § 1 Abs. 1 in Verbindung mit § 16 Abs. 1 und
Tarifpost D 1 des Gebrauchsabgabegesetzes (GAG) vom 8. Juli 1966, LGBI. fiir Wien Nr. 20, in
den Fassungen LGBI. Nr. 57/2019 (fir November und Dezember 2021) sowie der Kundmachung
ABI. der Stadt Wien Nr. 46/2021 (fiir Janner bis Juni 2022) tber die Beschwerde der
Beschuldigten vom 24. August 2023 gegen das Erkenntnis des Magistrates der Stadt Wien,
Magistratsabteilung 6 Abgabenstrafen vom 20. Juli 2023, N-1, zu Recht erkannt:

Gemal § 50 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwWGVG) in Verbindung mit § 24
Abs. 1 Bundesfinanzgerichtsgesetz (BFGG) und § 5 Gesetz liber das Wiener
Abgabenorganisationsrecht (WAOR) wird der Beschwerde insoweit stattgegeben,
als der Spruch insofern abgeandert wird, dass nunmehr nur ein (fortgesetztes)
Delikt fir den Zeitraum 1. November 2021 bis 12. Juni 2022 vorliegt.

Gemal § 16 Abs. 1 GAG in der derzeit geltenden Fassung wird dazu mit
Strafneubemessung vorgegangen und eine Geldstrafe von € 18.000,00

ausgesprochen.

Gemal § 16 Abs. 1 GAG in der derzeit geltenden Fassung, wird eine
Ersatzfreiheitsstrafe von 18 Tagen bestimmt.

Im Ubrigen wird die Beschwerde als unbegriindet abgewiesen und das
Straferkenntnis insoweit bestatigt.

Il. Gemal § 64 VStG werden die Kosten des Verfahrens mit € 1.800,00 neu bemessen.

Il Gemal § 52 Abs. 8 VWGVG hat die beschwerdefiihrende Partei keinen Beitrag zu
den Kosten des Beschwerdeverfahrens zu leisten.
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Der Gesamtbetrag (Strafe € 18.000.00, verwaltungsbehordliche Kosten € 1.800,00)
betragt € 19.800,00.

V. Die G-1 haftet gemal} § 9 Abs. 7 VStG fiir die verhangte Geldstrafe von € 18.000,00
und die Verfahrenskosten von € 1.800,00 zur ungeteilten Hand.

V. GemalR § 25 Abs. 2 BFGG wird der Magistrat der Stadt Wien als
Vollstreckungsbehoérde bestimmt.

VI. Gegen diese Entscheidung ist gemals Art. 133 Abs. 4 B-VG eine ordentliche Revision
nach Art. 133 Abs. 6 Z 2 B-VG nicht zulassig.

Entscheidungsgriinde

Mit Straferkenntnis vom 20.07.2023 wurde die Beschwerdefiihrerin (Bf.) als Geschaftsfihrerin
der G-1 gemaR § 9 Abs. 1 VStG fir schuldig befunden, die Gebrauchsabgaben fiir den Zeitraum
November 2021 bis 12.06.2022 in Hohe von jeweils € 1.320,00 (11-12/2021) bzw. € 1.364,00
(01-06/2022) verkirzt und acht Verwaltungsibertretungen begangen zu haben, da sie vor der
Liegenschaft A-2, den offentlichen Gemeindegrund, der dem 6ffentlichen Verkehr diene, durch
eine Baustofflagerung und Gerlstaufstellung im GesamtausmaR von 110 m? (66 m? Lagerung
und 44 m? Gerlst) genutzt, wobei sie bis zum 13.06.2022 weder eine Gebrauchserlaubnis

erwirkt noch die Gebrauchsabgabe entrichtet habe.

Sie habe dadurch die Rechtsvorschriften § 1 Abs. 1 iVm § 16 Abs. 1 und Tarifpost D1 des
Gebrauchsabgabegesetzes (GAG) in der Fassung des LGBI. Nr. 57/2019 (1. und 2.) und ABI. der
Stadt Wien Nr. 46/2021 (3. bis 8.) verletzt.

Wegen dieser Verwaltungsibertretungen wurden gemafd § 16 Abs. 1 GAG in der derzeit
geltenden Fassung liber sie folgende Strafen verhangt:

Geldstrafen von falls diese uneinbringlich
seien,
Ersatzfreiheitsstrafen

1.und 2. Je 2.640,00 Je 3 Tage

3. bis 8. Je 2.730,00 Je 3 Tage
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Ferner habe sie gemaR § 64 VStG € 2.166,00 als Beitrag zu den Kosten des Strafverfahrens, das
seien 10% der Strafe, jedoch mindestens € 10,00 fiir jedes Delikt zu zahlen.

Der zu zahlende Gesamtbetrag (Strafe/ Kosten/ Barauslagen) betrage daher € 23.826,00.

Die G-1 hafte fiir die mit diesem Bescheid lber die zur Vertretung nach aulRen berufene Bf.
verhangten acht Geldstrafen von € 2.640,00, € 2.640,00, € 2730, € 2.730,00, € 2.730,00, €
2.730,00, € 2.730,00 und € 2.730,00 sowie die Verfahrenskosten in der H6he von € 2.166,00
sowie sonstige in Geld bemessene Unrechtsfolgen gemaRk § 9 Abs. 7 VStG zur ungeteilten
Hand.

Begriindung

GemaR § 1 Abs. 1 GAG sei fiir den Gebrauch von 6ffentlichem Gemeindegrund, der als
Verkehrsflache dem o6ffentlichen Verkehr diene, samt den dazugehdrigen Anlagen und
Grinstreifen einschliefllich seines Untergrundes und des dariiber befindlichen Luftraumes
vorher eine Gebrauchserlaubnis zu erwirken, wenn die Art des Gebrauches im
angeschlossenen Tarif (Sondernutzung) angegeben sei.

In § 9 Abs. 1a leg.cit. werde weiters geregelt, dass derjenige, der gesetzwidrig 6ffentlichen
Grund in der Gemeinde gemaR angeschlossenem Tarif benutze, ohne vorher eine
Gebrauchserlaubnis erwirkt zu haben, die Gebrauchsabgabe entsprechend dem
angeschlossenen Tarif zu entrichten habe, wobei die Abgabe durch einen sogenannten
(Nachbemessungs-)Bescheid festzusetzen sei.

GemalR § 16 Abs. 1 leg.cit. in der derzeit geltenden Fassung seien Handlungen oder
Unterlassungen, durch welche die Gebrauchsabgabe verkiirzt werde, als
Verwaltungsiibertretungen mit Geldstrafen bis € 42.000 zu bestrafen. Die Verkirzung der
Gebrauchsabgabe dauere so lange an, bis der Abgabepflichtige die Selbstbemessung nachhole
oder die Gebrauchsabgabe bescheidmaRig festgesetzt werde. Im Falle der Uneinbringlichkeit
sei gemal § 16 VStG eine Ersatzfreiheitsstrafe von bis zu sechs Wochen festzusetzen.

Nach § 9 Abs. 1 VStG sei fiir die Einhaltung der Verwaltungsvorschriften durch juristische
Personen, Personengesellschaften des Handelsrechts oder eingetragene
Erwerbsgesellschaften, sofern die Verwaltungsvorschriften nicht anderes bestimmten und
soweit nicht verantwortliche Beauftragte (Abs. 2) bestellt seien, strafrechtlich verantwortlich,
wer zur Vertretung nach aullen berufen sei.

Das Ermittlungsverfahren habe ergeben, dass die Bf. handelsrechtliche Geschaftsflihrerin der
G-1 mit Sitz in A-3, sei und seit dem D-1 diese Funktion ausibe. Aufgrund dieser Stellung treffe
sie die verwaltungsstrafrechtliche Verantwortlichkeit fiir die im Spruch naher umschriebenen
Verwaltungsiibertretungen.
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Im vorliegenden Fall gehe aus der Anzeige der Magistratsabteilung 46 vom 13.06.2022 zur Zahl
N-2 hervor, dass die Bf. den 6ffentlichen Gemeindegrund, der als Verkehrsflache dem
offentlichen Verkehr diene, durch die oben angefiihrten Taten ohne Erlaubnis widmungswidrig
in Anspruch genommen habe, indem zu den im Spruch genannten Zeiten eine
Gerustaufstellung in einem Gesamtausmal von 110 m? in A-2, vorhanden gewesen sei, ohne
dass zuvor eine Genehmigung nach dem Gebrauchsabgabegesetz eingeholt bzw. die gebotene
Gebrauchsabgabe entrichtet worden sei.

Mit Aufforderung zur Rechtfertigung vom 08.11.2022 sei ihr diesbeziiglich die Méglichkeit
eingerdumt worden, sich zu dem verwaltungsstrafrechtlichen Vorwurf (bestehend aus 8
Spruchpunkten) entweder am 22.12.2022 um 10:00 Uhr bei der erkennenden Behorde
miindlich zu rechtfertigen oder bis zu diesem Zeitpunkt eine schriftliche Rechtfertigung an die
erkennende Behorde zu Gbermitteln. Die Bf. habe von der Mdéglichkeit, sich im
gegenstandlichen Verwaltungsstrafverfahren zu duBern nicht Gebrauch gemacht, indem sie
der Aufforderung zur Rechtfertigung vom 28.11.2022 unentschuldigt keine Folge geleistet
habe, sodass das Verwaltungsstrafverfahren wie angedroht gemal3 § 42 Abs. 1 VStG ohne
weitere Anhorung durchzufiihren gewesen sei.

Da die Taten letztlich unbestritten geblieben seien, sei es als erwiesen anzusehen, dass sie der
Verpflichtung zur Erwirkung einer Gebrauchserlaubnis und zur Zahlung der Gebrauchsabgabe
nicht nachgekommen sei. Die Bf. habe somit die Gebrauchsabgabe zumindest fahrlassig
verkurzt.

Zum Tatbestand der Verwaltungstibertretung der fahrlassigen Abgabenverkiirzung gehoére der
Eintritt eines Schadens, wobei ein solcher nicht dadurch ausgeschlossen sei, dass es spater
tatsachlich - aber eben verspatet - zur Bemessung und Entrichtung der Abgabe komme (VwWGH
31.3.1989, 87/17/0349).

Die verhdangten Geldstrafen sollten durch ihre Hohe geeignet sein, die Bf. wirksam von einer
Wiederholung abzuhalten (Spezialpravention). Fiir die Strafbemessung sei zunachst das
Ausmal} der Verkirzungsbetrage malRgebend gewesen. Diese seien angesichts der
Inanspruchnahme einer betrachtlichen Flache von 110 m? erheblich gewesen und hitten
zweimal € 1.320,00 (ad Spruchpunkt 1. und 2.) und sechsmal € 1.364,00 (ad Spruchpunkt 3. bis
8.) betragen.

Im gegenstandlichen Verfahren sei hervorgekommen, dass insgesamt 9 einschlagige
rechtskraftige Vormerkungen vorlagen, dies sei im Rahmen der Bemessung der
gegenstandlichen Strafen erschwerend zu beriicksichtigen gewesen. Andere Erschwerungs-
oder Milderungsgriinde seien nicht hervorgekommen. Ihre Einkommens-, Vermoégens- und
Familienverhaltnisse seien mangels entsprechender Bekanntgabe und Mitwirkung durch die Bf.
im gegenstandlichen Verfahren als zumindest durchschnittlich zu schatzen. Die
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Verschuldensfrage sei aufgrund der Aktenlage zu bejahen und spruchgemaR zu entscheiden

gewesen.

Der Ausspruch Gber die Kosten sei im § 64 Abs. 2 VStG begrindet.

-/ /-

In der dagegen am 24.08.2023 rechtzeitig eingebrachten Beschwerde fiihrte die Bf. aus, dass
das Straferkenntnis hinsichtlich der zu Punkt 2. bis 8. verhdangten Strafen und insgesamt
hinsichtlich der Hohe der verhdngten Strafen angefochten werde.

Richtig sei, dass seitens der Gesellschaft, bei der sie die Geschaftsfiihrerin sei, versehentlich
vergessen worden sei, fiir den Zeitraum Dezember 2021 bis 12.06.2022 eine
Gebrauchserlaubnis gemaR § 1 Abs. 1 GAG zu beantragen bzw. die vorangehende aufrechte
Gebrauchserlaubnis zu verlangern.

GemaR § 16 Abs. 1 GAG seien Handlungen und Unterlassungen, durch welche die
Gebrauchsabgabe verkiirzt werde, Verwaltungsiibertretungen, die nach dem dort geregelten
Strafsatz zu bestrafen seien. Die der Gesellschaft bzw. ihr vorwerfbare Unterlassung sei, dass
sie es unterlassen habe, flir den Zeitraum Dezember 2021 bis 12.06.2022 eine
Gebrauchserlaubnis bzw. Verlangerung zu beantragen bzw. zu bewirken. Hierbei handle es sich
um eine fortdauernde Unterlassung, somit ein Dauerdelikt. Es seien nicht jeden Monat neue
Tathandlungen bzw. Unterlassungen sowie keine neuen Tatbestande gesetzt und somit auch
keine neuen Verwaltungsiibertretungen begangen worden.

Dies ergebe sich schon aus § 16 Abs. 1 letzter Satz GAG, wonach die Verkiirzung der Abgabe so
lange andauere, bis die Gebrauchsabgabe bescheidmaRig festgesetzt worden sei. Auch hieraus
ergebe sich, dass es sich um ein Dauerdelikt handle.

Da es sich bei dem gegenstandlichen Verstol3 gegen § 16 Abs. 1 GAG somit um ein seit
Dezember 2021 bestehendes Dauerdelikt handle, scheide eine gesonderte Bestrafung fiir
jeden einzelnen Monat des Begehungszeitraumes aus. Die gemal Punkt 2. bis 8. verhangten
Strafen seien daher ersatzlos zu beheben.

Unabhangig davon seien die Strafen gemaR dem Straferkenntnis nicht schuld- und
tatangemessen verhangt worden.

Die Bf. als Beschuldigte bzw. die GmbH hatten sowohl vor als auch nach dem vorgehaltenen
Zeitraum jeweils eine Gebrauchserlaubnis im gegenstandlichen Bereich bewirkt, sodass
ersichtlich sei, dass es sich um ein blofRes Versehen (um einen minderen Grad der
Vorwerfbarkeit) gehandelt habe. Gegen den verwaltungsstrafrechtlichen Vorwurf sei sie nicht
vorgegangen, da sie sich ihrer Schuld bewusst gewesen sei. Sie stehe noch immer zu ihrem
Fehler. Sie habe als Geschéftsfihrerin alle notwendigen MaBnahmen im Unternehmen gesetzt,
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damit die Wahrscheinlichkeit eines erneuten Versehens minimiert werde und dass so etwas
nicht passiere. lhre Bauleiter, welche fiir die Baustellen zustandig seien, seien intern fir die
entsprechenden Antragstellungen und Verlangerungen zustandig. In der Begriindung sei
angefiihrt worden, dass sie durch die Hohe der Strafe davon abgehalten werden solle, dass sich
das wiederhole. Die Hohe der Verwaltungsstrafe habe in dem Fall nur eine Wirkung, wenn sie
diese an die Bauleiter, welche leider vergalRen, die Verlangerung zu beantragen, weitergebe. Es
kénne bei Bauvorhaben leider immer wieder zu Fehlern kommen, jedoch hatten sie und die
Gesellschaft diese unmittelbar nach Kenntnis immer — wie auch im gegenstandlichen Fall -
abgestellt und Versaumnisse nachgeholt. Auch hier sei sofort eine weitere Gebrauchserlaubnis
bewirkt worden.

Die Bf. ersuche auch darum, auf ihre wirtschaftliche Leistungsfahigkeit Ricksicht zu nehmen.
Bedingt durch Covid-19 - § 15a GAG sehe diesbeziiglich sogar Sonderbestimmungen vor — und
die damit einhergehenden MalRnahmen zur Pandemiebekdampfung habe die Baubranche sehr
gelitten. Damit seien exorbitante Preissteigerungen im Materialeinkauf und bei den
Treibstoffkosten samt damit verbundener Lieferverzégerungen verbunden (gewesen),
wodurch wiederum Vertragsstrafen gegeniiber Auftraggebern ausgeldst worden seien. Dies
habe durch die Sanktionen gegen Russland weiter zugenommen. All diese Tatsachen seien
allgemein bekannt und evident und bei der Strafbemessung in keiner Weise berlicksichtigt
worden.

Die verhdngte Strafhohe sei in dieser Hohe fiir die Bf. nicht tragbar, da ihr Netto-Monatslohn
€ 5.000,00 betrage und die gesamte Strafhohe fast das 5-fache ihres monatlichen Bezuges sei.

AbschlieBend beantragte die Bf. die ersatzlose Behebung des angefochtenen
Straferkenntnisses in seinen Spruchpunkten 2. bis 8. sowie die schuld- und tatangemessene
Herabsetzung der gegen sie verhangten Strafen.

Uber die Beschwerde wurde erwogen:

Zu Spruchpunkt 1 des Straferkenntnisses des Magistrates ist hinsichtlich des Schuldspruches
Teilrechtskraft eingetreten, da die Beschuldigte lediglich die Schuldspriiche zu den
Spruchpunkten 2. — 8. bekampft hat. Es liegen jedoch zu allen Spruchpunkten
Strafbeschwerden vor, daher ist durch das BFG mit Strafneubemessung vorzugehen.

Miindliche Verhandlung:

Gemdfs § 44 Abs. 3 VwGVG kann das Verwaltungsgericht von einer Verhandlung absehen,

wenn

1. in der Beschwerde nur eine unrichtige rechtliche Beurteilung behauptet wird oder
2. sich die Beschwerde nur gegen die Héhe der Strafe richtet oder

6 von 18



Seite 7 von 18

3. im angefochtenen Bescheid eine 500 Euro nicht libersteigende Strafe verhéngt wurde
oder
4. sich die Beschwerde gegen einen verfahrensrechtlichen Bescheid richtet

und keine Partei die Durchfiihrung einer Verhandlung beantragt hat.

Da im gegenstdndlichen Fall in der Beschwerde nur eine unrichtige rechtliche Beurteilung
eingewendet wurde sowie sich die Beschwerde nur gegen die Hohe der Strafe richtete, konnte
gemall § 44 Abs. 3Z 1 und 2 VWGVG die Durchfliihrung einer miindlichen Verhandlung
unterbleiben, zumal von keiner der Vertragsparteien eine solche beantragt wurde.

Angenommener Sachverhalt:

Aus dem Festsetzungsbescheid vom 13.06.2022 geht hervor, dass eine bis 31.10.2021
befristete Gebrauchsbewilligung vorlag, die erst mit Bescheid des Magistrates der Stadt Wien
vom 13.05.2022 verlangert wurde.

Der offentliche Grund in A-2, wurde ohne Gebrauchserlaubnis durch eine Baustofflagerung im
AusmaR von 66 m? sowie ein Gerust im AusmaR von 44 m? ab November 2021 durch die von
der Bf. gefiihrte Gesellschaft genutzt.

Die Verkiirzung der Gebrauchsabgabe hat bis zur bescheidmaRigen Festsetzung der
Gebrauchsabgabe am 12.06.2022 angedauert.

Objektive Tatseite:

Gemdfs § 1 Abs. 1 Gebrauchsabgabegesetz (GAG) ist fiir den Gebrauch von éffentlichem
Gemeindegrund, der als Verkehrsfldche dem &ffentlichen Verkehr dient, samt den
dazugehdrigen Anlagen und Griinstreifen einschlieflich seines Untergrundes und des
dariiber befindlichen Luftraumes vorher eine Gebrauchserlaubnis zu erwirken, wenn die Art
des Gebrauches im angeschlossenen Tarif (Sondernutzung) angegeben ist.

Gemdfs § 16 Abs. 1 letzter Satz GAG dauert die Verkiirzung der Gebrauchsabgabe so lange
an, bis der Abgabepflichtige die Selbstbemessung nachholt oder die Gebrauchsabgabe
bescheidmdfig festgesetzt wird.

Laut Tarifpost D 1 GAG in der Fassung LGBI. Nr. 57/2019 (ABI. der Stadt Wien Nr. 46/2021)
gelten die folgenden Tarife:

D. Monatsabgaben je begonnenen Abgabenmonat

1. fiir die Lagerung von Baustoffen, Schutt, Baugerdten, Baucontainern, Lademulden oder
von sonstigen Gegensténden sowie flir die Aufstellung von Baugerdten, Baucontainern,
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Gerlisten oder Bauhiitten je begonnenen m? der bewilligten Flidche und je begonnenen
Monat betrégt die Abgabenhéhe im 1. Bezirk fiir die ersten sechs Monate einer Bewilligung
8 (8,30) Euro und ab dem siebenten Monat bis zum zwélften Monat 14 (14,50) Euro; in allen
librigen Bezirken betrdgt die Abgabenhéhe fiir die ersten sechs Monate einer Bewilligung 6
(6,20) Euro und ab dem siebenten Monat bis zum zwélften Monat 10 (10,40) Euro. Wird vom
Bewilligungswerber fiir einen Zeitraum nach Ablauf einer Bewilligung eine weitere
Bewilligung fiir denselben Zweck am selben Standort oder von Teilfléichen desselbigen —
insbesondere wenn dies aus technischen Griinden erforderlich ist — beantragt oder erfolgt
der Gebrauch ohne Gebrauchserlaubnis, betrdgt die Abgabenhéhe je begonnenen m? der
bewilligten Fldiche und je weiteren begonnenen Monat im 1. Bezirk 20 (20,70) Euro und in
allen tibrigen Bezirken 12 (12,40) Euro. Die Lagerung von Baucontainern und Lademulden bis
zu 24 Stunden ist nicht genehmigungspflichtig und abgabenfrei.

Der objektive Tatbestand ergibt sich aus der rechtskraftigen Abgabenfestsetzung der Behorde
vom 13.06.2022, wonach fir den Gebrauch des 6ffentlichen Grundes bzw. des dartber
befindlichen Luftraumes zur Baustelleneinrichtung vor der Liegenschaft in A-2, ohne
Gebrauchserlaubnis durch eine Baustofflagerung im Ausmaf von 66 m? sowie ein Geriist im
AusmaR von 44 m? jeweils im Zeitraum vom 01.11.2021 bis 31.05.2022 eine Gebrauchsabgabe
fiir sieben Monate als Einmalzahlung in der H6he von insgesamt € 9.460,00 vorgeschrieben
wurde.

Da gemaR § 16 Abs. 1 letzter Satz GAG die Verklirzung der Gebrauchsabgabe so lange
andauert, bis der Abgabepflichtige die Selbstbemessung nachholt oder die Gebrauchsabgabe
bescheidmaRig festgesetzt wird, war die objektive Tatseite darliber hinaus auch fiir den
Zeitraum 01.06.2022 bis 12.06.2022 erfillt.

Fortgesetztes Delikt:

Bis zur Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofes vom 28.06.2023, Ra 2020/13/0077,
judizierte das Bundesfinanzgericht in standiger Rechtsprechung, dass einerseits gemald § 22
Abs. 2 VStG bei Verwirklichung mehrerer Verwaltungsiibertretungen die Strafen
nebeneinander zu verhangen seien, womit das Kumulationsprinzip gelte, und dass andererseits
ein fortgesetztes Delikt nur bei vorsatzlicher Tatbegehung vorliegen kénne (zB das dem
aufhebenden Erkenntnis des VwWGH zugrundeliegende Erkenntnis des BFG vom 25.6.2020,
RV/7500339/2020).

Dagegen argumentiert der VWGH in der genannten Entscheidung:

,Flir das Verwaltungsstrafverfahren gilt beim Zusammentreffen mehrerer
Verwaltungsiibertretungen, anders als im gerichtlichen Strafverfahren, nach § 22 Abs. 2
erster Satz V/StG das Kumulationsprinzip. Danach ist grundsdtzlich jede gesetzwidrige
Einzelhandlung, durch die der Tatbestand verwirklicht wird, als Verwaltungsiibertretung zu
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bestrafen. Eine Ausnahme von diesem Grundsatz besteht nach der stindigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes beim fortgesetzten Delikt (vgl. etwa VwGH
21.4.2021, Ra 2020/02/0252; 14.9.2020, Ra 2020/02/0103).

Im Bereich der Fahrléssigkeitsdelinquenz liegt eine Ausnahme vom Kumulationsprinzip dann
vor, wenn die Voraussetzungen einer tatbestandlichen Handlungseinheit erfiillt sind. Diese
liegen insbesondere dann vor, wenn - wie im revisionsgegensténdlichen Fall - eine Reihe von
rechtswidrigen Einzelhandlungen aufgrund der Gleichartigkeit der Begehungsform und der
Ahnlichkeit der éuferen Begleitumsténde im Rahmen eines noch erkennbaren zeitlichen
Zusammenhangs sowie einer diesbeziiglichen gesamtheitlichen Sorgfaltswidrigkeit des
Tdters zu einer Einheit zusammentreten (vgl. VWGH 3.5.2017, Ra 2016/03/0108; sowie
VWGH 23.3.2022, Ra 2020/06/0156, mwN).“

Im Erkenntnis des VWGH vom 03.05.2017, Ra 2016/03/0108, wird zum fortgesetzten Delikt und
zur Strafbemessung ausgefihrt:

,Flir das Verwaltungsstrafverfahren gilt beim Zusammentreffen mehrerer
Verwaltungsiibertretungen, anders als im gerichtlichen Strafverfahren, nach § 22 Abs. 2
erster Satz V/StG das Kumulationsprinzip. Danach ist grundsdtzlich jede gesetzwidrige
Einzelhandlung, durch die der Tatbestand verwirklicht wird, als Verwaltungsiibertretung zu
bestrafen. Eine Ausnahme von diesem Grundsatz besteht nach der stéindigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofs beim fortgesetzten Delikt bzw. beim
Dauerdelikt (vgl. etwa VwGH vom 24. September 2014, Ra 2014/03/0023, mwH; VwGH vom
3. April 2008, 2007/09/0183). Ein fortgesetztes Delikt liegt vor, wenn eine Reihe von
rechtswidrigen Einzelhandlungen aufgrund der Gleichartigkeit der Begehungsform und der
Ahnlichkeit der duferen Begleitumstdnde im Rahmen eines noch erkennbaren zeitlichen
Zusammenhangs sowie eines diesbezliglichen Gesamtkonzepts des Téters zu einer Einheijt
zusammentreten (VWGH vom 25. August 2010, 2010/03/0025; VwGH vom 29. Jdnner 2009,
2006/09/0202; VWGH vom 18. September 1996, 96/03/0076). Als objektive
Voraussetzungen fiir das Vorliegen eines fortgesetzten Deliktes miissen sowohl gleichartige
Einzelhandlungen als auch ein Angriff auf dasselbe Rechtsgut gegeben sein, und die
einzelnen Handlungen diirfen nicht durch einen zu grofSen Zeitraum unterbrochen werden.
Dariiber hinaus miissen die Einzelakte im Sinne der subjektiven Komponente von einem
einheitlichen Willensentschluss getragen sein (VWGH vom 14. Jénner 1993, 92/09/0286;
VwWGH vom 16. Mdrz 2011, 2009/08/0056 (VwSlg 18.081 A/2011)).

Die neben der Gleichartigkeit der éufSeren Umstdnde auch auf das Merkmal des
einheitlichen Willensentschlusses abstellende Betrachtungsweise ist dabei nicht nur auf die
JJortgesetzten” Delikte in der engeren Bedeutung dieses Wortes, sondern auch auf
gleichzeitig gesetzte Einzelhandlungen anzuwenden. Dariiber hinaus wird bei der Rechtsfigur
des fortgesetzten Delikts grundsdtzlich nicht die Identitdt des Angriffsobjekts gefordert, es
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sei denn, es handelt sich um héchstpersénliche Rechtsgiiter wie Leben, Ehre oder
Gesundheit. Wie grof8 der Zeitraum zwischen den einzelnen Tathandlungen sein darf, um
noch von einem fortgesetzten Delikt sprechen zu kénnen, ist von Delikt zu Delikt verschieden
und hdéngt im besonderen Maf3 von den Umstdnden des Einzelfalls ab. Entscheidend ist, dass
die einzelnen Tathandlungen von einem einheitlichen Willensentschluss getragen werden
(VWGH vom 15. September 2006, 2004/04/0185; VwGH vom 18. September 1996,
96/03/0076). Der einheitliche Willensentschluss bzw. das Gesamtkonzept des Tdters ist der
Entschluss, sich fortgesetzt in bestimmter Weise rechtswidrig zu verhalten, und muss alle
vom Tdter gesetzten Einzelhandlungen umfassen. Es handelt sich dabei um nicht mehr als
ein Motiv zu wiederholtem, gleichartigem deliktischem Handeln (VwGH vom 22. Mdrz 2016,
Ra 2016/02/0031).

Der Verwaltungsgerichtshof hat zwar festgehalten, dass fiir die Annahme eines
fortgesetzten Delikts in der Regel fahrldssige Begehungshandlungen, wie sie das
Verwaltungsgericht hier angenommen hat, ausscheiden. Nur dann, wenn der Téiter von
vornherein - wenn auch nur mit bedingtem Vorsatz - einen Gesamterfolg mit seinen
wesentlichen Merkmalen ins Auge gefasst hat, ist es gerechtfertigt, ihm nur eine einzige
Straftat anzulasten. Das fortgesetzte Delikt kommt daher in der Regel nur im Bereich der
Vorsatzdelinquenz in Betracht (VwGH vom 25. August 2010, 2010/03/0025).

Wenn in § 5 Abs. 1 VStG angeordnet wird, dass zur verwaltungsstrafrechtlichen Strafbarkeit
fahrldssiges Verhalten , geniigt”, wird aber zum Ausdruck gebracht, dass Vorsatz und
Fahrldssigkeit in einem normativen Stufenverhdltnis des Mehr und Weniger stehen (vgl. idS
aus dem Blickwinkel des gerichtlichen Strafrechtes Burgstaller, § 6 StGB, in: Hépfl/Ratz
(Hrsg), Wiener Kommentar zum Strafgesetzbuch?, Rz 19 (2001)). Die Rechtsprechung zum
fortgesetzten Delikt im Bereich der Vorsatztaten kann damit nicht zur Folge haben, dass im
Bereich der Fahrldssigkeitsdelinquenz die wiederholte Begehung derselben
Verwaltungsiibertretung im Rahmen eines noch erkennbaren zeitlichen Zusammenhangs
stets allgemein zu einer separaten Bestrafung jeder einzelnen der wiederholt begangenen
Taten zu fiihren hat. Damit wiirde némlich der fahrléissige Téiter - den zwar nach § 5 Abs. 1
VStG das geringere Verschulden trifft, iiber den aber aufgrund der Hdufung der einzelnen
Strafen eine insgesamt héhere Strafsumme verhéngt wird - im Ergebnis strenger bestraft
werden kénnen als der Vorsatztéiter, den zwar im Sinne des § 5 Abs. 1 V/StG die schwerer
wiegende Schuld trifft, (iber den aber - soweit er ein fortgesetztes Delikt verwirklicht hat -
nur eine einzige Gesamtstrafe zu verhdngen ist. Auf diese Weise wiirde dem Gesetz ein
grober Wertungswiderspruch unterstellt, der dem Gesetzgeber nicht zugesonnen werden
kann, wobei dieser Wertungswiderspruch zudem im Lichte des im Art 7 B-VG verankerten
Gleichheitsgrundsatzes problematisch wdre (zur verfassungsrechtlichen Problematik vgl.
Kolonovits/Muzak/Stéger, Verwaltungsverfahrensrecht!® (2014) Rz 1084).
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In dieselbe Richtung fiihrt eine Betrachtung des fiir die Bemessung der Strafe mafSgeblichen
§ 19 VStG. In diesem Zusammenhang hat der Verwaltungsgerichtshof ausgesprochen, dass
die Bemessung der Strafe eine Ermessensentscheidung ist (vgl. dazu etwa VWGH (verstdrkter
Senat) vom 25. Mdrz 1980, 3273/78 (VwSlg 10.077 A/1980); VWGH vom 27. Jdnner 2016,

Ro 2015/03/0042, mwH). Diese ist nach den in § 19 VStG normierten Kriterien vorzunehmen.

Im Revisionsfall sind im Grunde des § 19 Abs. 2 VStG (iberdies die nach dem Zweck der
Strafdrohung in Betracht kommenden Erschwerungs- und Milderungsgriinde, soweit sie
nicht schon die Strafdrohung bestimmen, gegeneinander abzuwdgen. Auf das Ausmayfs des
Verschuldens ist besonders Bedacht zu nehmen. Angesichts der ausdriicklichen Nennung des
§ 32 StGB in § 19 Abs. 2 VStG sind zudem sinngemdf$ die in § 32 StGB normierten
allgemeinen Grundsdtze der Strafbemessung mafigeblich, weshalb die in § 32 StGB als
Grundlage fiir die Bestrafung normierte Schuld des Tditers zu den in § 19 Abs. 1 VStG
genannten Kriterien der Bedeutung des strafrechtlich geschiitzten Rechtsgutes und der
Intensitdt seiner Beeintrdchtigung durch die Tat hinzutritt (vgl. dazu Thienel/Schulev-Steindl,
Verwaltungsverfahrensrecht®, 2009, 439), zumal auch fiir den Bereich des
Verwaltungsstrafrechtes im Lichte des § 5 VStG das Verschulden des Téters mafSgeblich ist
und aus der Perspektive des § 32 StGB der Erfolgsunwert als eine Komponente der
Strafbemessungsschuld gesehen wird (vgl. Ebner, § 32 StGB, in: Hépfel/Ratz (Hrsg), Wiener
Kommentar zum Strafgesetzbuch?, Rz 4 (2014); Wessely, in N.Raschauer/Wesely (Hrsg),
VStG?, 2016, § 19 VStG, Rz 3). Wenn beziiglich der persénlichen Téterschuld die subjektive
Schwere des Vorwurfs gegen den Tdter mafSgeblich ist (vgl. dazu etwa
Leukauf/Steiniger/Tipold, Strafgesetz Kommentar®, 2017, § 32, Rz 8), kann im Lichte des
genannten Stufenverhdltnisses von Vorsatz und Fahrldssigkeit bei sonst gleichartiger
Konstellation ein fahrléissiges Verhalten zu keinem gravierenderen Vorwurf gegen den Tditer
flihren als ein vorsdtzliches Verhalten.

Daraus ergibt sich, dass im Bereich der Fahrléssigkeitsdelinquenz - nach Maf3gabe der
jeweiligen Eigenart des betroffenen Deliktes - im Verwaltungsstrafrecht sowohl die einfache
Tatbestandsverwirklichung, also die Erfiillung der Mindestvoraussetzungen des gesetzlichen
Tatbestands, insbesondere bei mehraktigen Delikten und Dauerdelikten, als auch die
wiederholte Verwirklichung des gleichen Tatbestands im Rahmen eines noch erkennbaren
zeitlichen Zusammenhangs, also die nur quantitative Steigerung (einheitliches Unrecht) bei
einheitlicher Motivationslage (einheitliche Schuld), auch wenn héchstpersénliche
Rechtsgiiter verschiedener Tréiger verletzt werden, sowie schlieflich die fortlaufende
Tatbestandsverwirklichung, also die Annédherung an den tatbestandsmdfligen Erfolg durch
mehrere Einzelakte im Fall einheitlicher Tatsituation und gleicher Motivationslage, als
tatbestandliche Handlungseinheit beurteilt werden kann. Der hier zweitgenannte Fall der
wiederholten Tatbestandsverwirklichung liegt dann vor, wenn eine Reihe von rechtswidrigen
Einzelhandlungen aufgrund der Gleichartigkeit der Begehungsform und der Ahnlichkeit der
duferen Begleitumstdnde im Rahmen eines noch erkennbaren zeitlichen Zusammenhangs
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sowie einer diesbeziiglichen gesamtheitlichen Sorgfaltswidrigkeit des Tdters zu einer Einheit
zusammentreten. Das Vorliegen einer tatbestandlichen Handlungseinheit hat zur Folge, dass
der Téter nur eine Tat verwirklicht hat und fiir diese auch nur einmal zu bestrafen ist. Wie
grofS der Zeitraum zwischen den einzelnen Tathandlungen sein darf, um noch von einer
tatbestandlichen Handlungseinheit sprechen zu kénnen, ist von Delikt zu Delikt verschieden
und hdngt weiters im besonderen Maf3 von den Umstdnden des Einzelfalls ab.

Im vorliegenden Fall wurden zu mehreren Zeitpunkten vom Unternehmen der
zweitmitbeteiligten Gesellschaft aus E-Mails zu Zwecken der Direktwerbung an eine
Empfdngerin ohne deren vorherige Einwilligung versendet, wobei sich der Zeitraum, in dem
die E-Mails versendet wurden, vom 13. Jdnner 2015 bis zum 11. Mdrz 2015 erstreckte. Die
gegenstdndlichen E-Mails wurden in der Regel viermal wéchentlich versendet, also
anndhernd an jedem Werktag. Unter diesen Gesichtspunkten kann dem Verwaltungsgericht
nicht entgegengetreten werden, wenn es die im vorliegenden Sachverhalt verwirklichten
Handlungen im Ergebnis (wenn auch mit einer von der Rechtslage abweichenden
Begriindung) als eine Tat beurteilt und iiber den Erstmitbeteiligten - auch ungeachtet der
vom Verwaltungsgericht angenommenen blof$ fahrléssigen Begehungsweise - sowie liber die
zweitmitbeteiligte Gesellschaft dafiir nur eine Strafe verhéngt hat. Im vorliegenden Fall stellt
§ 109 Abs. 3 Z 20 TKG die Zusendung elektronischer Post entgegen § 107 Abs. 2 oder 5 TKG
unter Strafe. Der Tatbestand erfordert nicht, jede einzelne Sendung als selbsténdige Tat zu
bestrafen, sondern er Iéisst mit seiner ,pauschalierenden” Tatbildformulierung auch den
Schluss zu, dass unter den zuvor beschriebenen Voraussetzungen fiir die Annahme einer
tatbestandlichen Handlungseinheit mehrere vorsdtzlich oder fahrléissig begangene
Einzeltaten nur als ein Delikt anzusehen sind.

Dieses Ergebnis steht im Einklang mit der vom Gesetzgeber vergleichsweise sehr hoch
angesetzten Héchststrafe fiir das hier begangene Delikt von 37.000 Euro. Der Gesetzgeber
hat bei der Normierung des Delikts der unzuldssigen Zusendung elektronischer Post nach

§ 107 Abs. 2iVm § 109 Abs. 3 Z 20 TKG offenkundig mitberticksichtigt, dass dieses in der
Praxis regelmdifSig durch eine Mehrzahl wiederholter Einzelhandlungen begangen wird,
weshalb der Verwaltungsbehérde die Mdglichkeit gegeben werden soll, die Strafhéhe
sowohl nach steigendem Ausmayfs der versendeten E-Mails als auch nach wachsender Zahl
der dadurch beléistigten Empfénger schrittweise bis zur Obergrenze des gesetzlichen
Strafrahmens zu erhéhen.

Vor diesem Hintergrund kann dem Verwaltungsgericht nicht entgegengetreten werden,
wenn es die im vorliegenden Sachverhalt verwirklichten, in ihrer Begehungsform
gleichartigen, nach den dufSeren Begleitumstéinden dhnlichen und zeitlich eng
zusammenhdngenden Einzeltaten als eine Tat beurteilt und - auch ungeachtet der vom
Verwaltungsgericht angenommenen blof8 fahrldssigen Begehungsweise - iiber den
Erstmitbeteiligten sowie iiber die zweitmitbeteiligte Gesellschaft dafiir nur eine Strafe
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verhdngt hat. Somit zeigt die Revision insoweit - im Ergebnis - keine Rechtswidrigkeit des
angefochtenen verwaltungsgerichtlichen Erkenntnisses auf.

Nach § 19 Abs. 1 VStG sind Grundlage fiir die Bemessung der Strafe die Bedeutung des
strafrechtlich geschliitzten Rechtsguts und die Intensitdit seiner Beeintrdchtigung durch die
Tat. Im fiir den Revisionsfall mafigeblichen ordentlichen Verfahren sind § 19 Abs. 2 VStG
zufolge liberdies die nach dem Zweck der Strafdrohung in Betracht kommenden
Erschwerungs- und Milderungsgriinde, soweit sie nicht schon die Strafdrohung bestimmen,
gegeneinander abzuwdgen. Auf das AusmayfS des Verschuldens ist besonders Bedacht zu
nehmen. Unter Berlicksichtigung der Eigenart des Verwaltungsstrafrechts sind die §§ 32 bis
35 StGB sinngemdfs anzuwenden. Die Einkommens- und Vermégensverhdltnisse und
allfillige Sorgepflichten des Beschuldigten sind bei der Bemessung von Geldstrafen zu
beriicksichtigen. Entscheidend fiir die Beurteilung des Unrechtsgehalts der Tat im Sinne des
§ 19 Abs. 1 VStG ist nicht die abstrakte Wertigkeit des durch die verletzte Norm geschiitzten
Rechtsguts - diese findet ihren Ausdruck bereits in der Héhe des gesetzlichen Strafrahmens -
sondern das Ausmayfs, in dem dieses Rechtsgut durch die in Rede stehende Tat konkret
beeintréichtigt wurde. Die in § 19 Abs. 1 VStG geforderte Beurteilung verlangt daher
entsprechende konkrete Sachverhaltsfeststellungen (vgl. etwa VwGH vom 2. Oktober 2012,
2011/21/0259).

Im gegenstdndlichen Fall hat das Verwaltungsgericht lediglich die
Strafbemessungserwdgungen der revisionswerbenden Behérde wiedergegeben, wonach
nach der Auffassung der revisionswerbenden Behérde keine Milderungsgriinde
hervorgekommen wdiren, zwei Vorstrafen als erschwerend zu werten gewesen wéren, und
daher jeweils (also fiir jedes der vermeintlich 30 Delikte) Strafen in der Héhe von 500 Euro zu
verhédngen gewesen wdren, die im Hinblick auf das Verschulden und die als erschwerend zu
wertenden Vorstrafen milde bemessen sowie tat- und schuldangemessen wdren. Weiters
flihrte das Verwaltungsgericht aus, dass es durch die inkriminierten Handlungen nicht
mehrere einzelne Delikte, sondern nur ein Delikt verwirklicht sehe, fiir welches aus den
bereits von der revisionswerbenden Behérde dargelegten Griinden eine Strafe von 500 Euro
verhdngt wiirde. Damit allein hat das Verwaltungsgericht aber keine konkrete Beurteilung
der Bedeutung des strafrechtlich geschiitzten Rechtsguts und der Intensitdt seiner
Beeintréichtigung vorgenommen. AufSerdem hat das Verwaltungsgericht unterlassen, die
erforderlichen Feststellungen zu den nach dem Zweck der Strafdrohung in Betracht
kommenden Erschwerungs- und Milderungsgriinden, zum Ausmayf des Verschuldens sowie
zu den Einkommens- und Vermdgensverhdltnissen und allfélligen Sorgepflichten des
Beschuldigten zu treffen. Damit hat das Verwaltungsgericht seiner Verpflichtung nicht
entsprochen, in der Begriindung seiner Entscheidung die fiir die Ermessensiibung
mafigebenden Umstinde und Erwdgungen insoweit aufzuzeigen, als dies fiir die
Rechtsverfolgung durch die Parteien und die Nachpriifbarkeit des Ermessensaktes auf seine
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Ubereinstimmung mit dem Sinn des Gesetzes erforderlich ist (vgl. dazu VwGH vom
27. Jdnner 2016, Ro 2015/03/0042, mwH).

Derart hat das Verwaltungsgericht das angefochtene Erkenntnis in dem im Spruch
bezeichneten Umfang, der vom Ausspruch liber die Schuld getrennt werden kann (vgl. dazu
etwa VWGH (verstdrkter Senat) vom 26. April 1979, 2261/77 (VwSlg 9828 A/1979); VwWGH
vom 25. April 1985, 84/02/0255; VwGH vom 27. Oktober 2014, Ra 2014/02/0053; VwGH
vom 5. Oktober 2016, Ra 2015/04/0078), mit inhaltlicher Rechtswidrigkeit belastet.”

Da dem VwGH-Erkenntnis vom 28.06.2023, Ra 2020/13/0077, ebenfalls wie dem
gegenstdndlichen Straferkenntnis die monatliche fahrldssige Verklrzung von
Gebrauchsabgaben nach Tarifpost D1 GAG fiir die Einrichtung einer Baustelle zugrunde lag,
war hier, auch im Lichte der eben zitierten Entscheidung des VwWGH vom 03.05.2017, Ra
2016/03/108, gleichfalls vom Vorliegen eines fortgesetzten Deliktes auszugehen, weshalb
nunmebhr lediglich eine Strafe fiir eine Verwaltungsiibertretung vom 1. November 2021 bis
12. Juni 2022 zu verhangen war. Dazu war mit Spruchberichtigung zum Straferkenntnis der
Behorde und mit Strafneubemessung vorzugehen.

Subjektive Tatseite:

Nach § 9 Abs. 1 VStG ist fiir die Einhaltung der Verwaltungsvorschriften durch juristische
Personen, Personengesellschaften des Handelsrechts oder eingetragene
Erwerbsgesellschaften, sofern die Verwaltungsvorschriften nicht anderes bestimmen und
soweit nicht verantwortliche Beauftragte (Abs. 2) bestellt sind, strafrechtlich verantwortlich,
wer zur Vertretung nach aufSen berufen ist.

Wenn eine Verwaltungsvorschrift (iber das Verschulden nicht anderes bestimmt, geniigt
gemdfs § 5 Abs. 1 VStG zur Strafbarkeit fahrldssiges Verhalten.

Unkenntnis der Verwaltungsvorschrift, der der Tdter zuwidergehandelt hat, entschuldigt
gemdfs § 5 Abs. 2 VStG nur dann, wenn sie erwiesenermafien unverschuldet ist und der Téiter
das Unerlaubte seines Verhaltens ohne Kenntnis der Verwaltungsvorschrift nicht einsehen
konnte.

Nach dem Firmenbuchauszug war/ist die Bf. in den Zeitrdumen vom D-2 bis D-3 sowie ab D-1
handelsrechtliche Geschaftsfiihrerin der damaligen G-2 bzw. der nunmehrigen G-1. Sie war
daher gemafd § 9 Abs. 1 VStG im Tatzeitraum zur Einhaltung der abgabenrechtlichen
Bestimmungen verpflichtet.

Zur subjektiven Tatseite brachte die Bf. in der Beschwerde vor, versehentlich vergessen zu
haben, fiir den Zeitraum Dezember 2021 bis 12.06.2022 eine Gebrauchserlaubnis zu

beantragen bzw. die vorangehende Gebrauchserlaubnis zu verlangern.
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Mit diesem Vorbringen wird die dem angefochtenen Straferkenntnis zugrunde gelegte
subjektive Tatseite einer fahrldssigen Verkiirzung der Gebrauchsabgabe nicht bekampft.
Vielmehr gesteht die Bf. hinsichtlich des Teilzeitraumes November 2021 eine fahrlassige
Handlungsweise ein, nicht rechtzeitig eine Gebrauchserlaubnis erwirkt und die darauf
entfallenden Gebrauchsabgaben nicht zu den jeweiligen Falligkeitstagen entrichtet zu haben,
weswegen eben zum Schuldspruch fir das fortgesetzte Delikt Teilrechtskraft eingetreten ist.

Zweifelsfrei hatte die Bf. bei Einhaltung der gebotenen Sorgfalt, zu der sie als verantwortliche
Geschaftsfihrerin nach den Umstanden verpflichtet und die ihr auch zweifelsfrei zuzumuten
war, den Ablauf der Gebrauchserlaubnis mit 31.10.2021 bei ordnungsgemalier
Terminvormerkung erkennen und die Verlangerung der Gebrauchserlaubnis erwirken sowie
die zeitgerechte Entrichtung der Gebrauchsabgabe veranlassen zu kénnen.

Hinsichtlich der fir eine Strafbarkeit geforderten subjektiven Tatseite genligt gemal § 5 Abs. 1
VStG Fahrlassigkeit, also eine Sorgfaltspflichtverletzung in der Wahrnehmung
abgabenrechtlicher Belange.

Zum Tatbestand der Verwaltungsiibertretung der fahrlassigen Abgabenverkiirzung gehort der
Eintritt eines Schadens, wobei ein solcher nicht dadurch ausgeschlossen ist, dass es spater
tatsachlich - aber eben verspatet - zur Bemessung und Entrichtung der Abgabe kommt (VwWGH
31.3.1989, 87/17/0349).

Durch das fahrlassige Verhalten der Bf. hat die Behorde die Abgabe nicht bei deren Falligkeit
erhalten, sondern musste nach Aufdeckung der Verwaltungsiibertretung mit amtswegiger
Festsetzung vorgehen.

Strafbemessung:

Gemdfs § 16 Abs. 1 GAG sind Handlungen oder Unterlassungen, durch welche die
Gebrauchsabgabe verkiirzt wird, als Verwaltungsiibertretungen mit Geldstrafen bis 42.000
Euro zu bestrafen; fiir den Fall der Uneinbringlichkeit der Geldstrafe ist eine
Ersatzfreiheitsstrafe bis zu sechs Wochen festzusetzen. Die Verkiirzung der
Gebrauchsabgabe dauert so lange an, bis der Abgabepflichtige die Selbstbemessung
nachholt oder die Gebrauchsabgabe bescheidmdifSig festgesetzt wird.

Gemdfs § 19 Abs. 1 VStG sind Grundlage fiir die Bemessung der Strafe die Bedeutung des
strafrechtlich geschlitzten Rechtsgutes und die Intensitdt seiner Beeintréichtigung durch die
Tat.

Gemdfs § 19 Abs. 2 VStG sind im ordentlichen Verfahren (8§ 40 bis 46) (iberdies die nach dem
Zweck der Strafdrohung in Betracht kommenden Erschwerungs- und Milderungsgriinde,
soweit sie nicht schon die Strafdrohung bestimmen, gegeneinander abzuwdgen. Auf das
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Ausmayf3 des Verschuldens ist besonders Bedacht zu nehmen. Unter Berlicksichtigung der
Eigenart des Verwaltungsstrafrechtes sind die §§ 32 bis 35 des Strafgesetzbuches sinngemdfs
anzuwenden. Die Einkommens- und Vermdégensverhdltnisse und allféllige Sorgepflichten des
Beschuldigten sind bei der Bemessung von Geldstrafen zu beriicksichtigen.

Zur Hohe der verhangten Geldstrafen hat die Beschuldigte ein inhaltliches
Beschwerdevorbringen erstattet, indem sie auf die bedingt durch die Pandemie und die
Russland-Sanktionen eingetretenen Preissteigerungen und Lieferverzogerungen sowie auf ihr
monatliches Nettoeinkommen von € 5.000,00 hinwies.

Der Einwand der schlechten wirtschaftlichen Lage einer Gesellschaft konnte grundsatzlich bei
der Strafbemessung bertlicksichtigt werden. Da die Beschuldigte zwar seit D-3 nicht mehr
Gesellschafterin der G-1, jedoch seit D-4 (gemeinsam mit ihrem Ehegatten) zur Halfte an deren
nunmehriger Alleingesellschafterin G-3 beteiligt ist, hdtte eine schlechte wirtschaftliche Lage
der Gesellschaft auch Auswirkungen auf die Vermogensverhaltnisse der Beschuldigten.

Allerdings ldsst sich aus dieser allgemeinen Uberlegung dennoch bei Betrachtung der
tatsachlichen Einkommenslage der Bf. und der Haftenden nichts gewinnen, weil einerseits ein
Nettoeinkommen der Bf. in Hohe von € 5.000,00 monatlich bei weitem iber dem
durchschnittlichen Monatseinkommen liegt und sie andererseits laut Lohnzettel 2022 in
Wahrheit monatliche Nettobeziige unter Berlicksichtigung der Sonderzahlungen von

€ 7.342,27 erhalten hat. Da darliber hinaus die G-1 laut der zuletzt eingereichten Bilanz zum
31.12.2021 einen Gewinn von Uber 1 Million Euro erwirtschaften konnte, lassen auch deren
wirtschaftliche Verhaltnisse insgesamt keine Strafreduktion aus diesem Titel zu.

Ausgehend von einer fahrldssigen Handlungsweise der Beschuldigten wird bei der
Strafbemessung als mildernd die gestandige Einlassung der Bf., als erschwerend das
langjahrige AuBerachtlassen der Einhaltung der abgabenrechtlichen Bestimmungen, wobei —
unter rickwirkender Berlicksichtigung des Fortsetzungszusammenhanges — elf einschlagige
Vorstrafen (Ubertretungen des GAG) sowie 15 weitere Verwaltungsstrafen des Magistrates der

Stadt Wien zu verzeichnen waren, gewertet.

Somit war fiir den Zeitraum 1. November 2021 bis 12. Juni 2022 unter Beriicksichtigung der
Milderungs- und Erschwerungsgriinde sowie einer Strafdrohung von € 42.000,00 eine schuld-
und tatangemessene Strafe fiir die iber mehrere Monate fortgesetzte
Verwaltungsilibertretung in Hohe von € 18.000,00 zu verhangen.

Im Falle der Uneinbringlichkeit der Geldstrafe ist gemdfs § 16 Abs. 1 GAG eine
Ersatzfreiheitsstrafe von bis zu sechs Wochen festzusetzen.
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Die Ersatzfreiheitsstrafe war in Hohe von 18 Tagen zu verhangen und entspricht ebenfalls dem
festgestellten Verschulden der Bf. in der Vernachlassigung abgabenrechtlicher Verpflichtungen

der durch sie vertretenen Gesellschaft.

Behordliche Verfahrenskosten:

In jedem Straferkenntnis ist gemdf3 § 64 Abs. 1 VStG auszusprechen, dass der Bestrafte einen
Beitrag zu den Kosten des Strafverfahrens zu leisten hat.

Dieser Beitrag ist gemdfs § 64 Abs. 2 VStG fiir das Verfahren erster Instanz mit 10% der
verhdngten Strafe, mindestens jedoch mit 10 EURO zu bemessen.

Die Kostenbestimmung fiir das verwaltungsbehordliche Verfahren ergibt sich aus § 64 des
Verwaltungsstrafgesetzes und war der Beitrag zu den Kosten des Strafverfahrens mit
€ 1.800,00 neu festzusetzen.

Haftung:

Gemdf3 § 9 Abs. 7 VStG haften juristische Personen und eingetragene
Personengesellschaften sowie die in Abs. 3 genannten natiirlichen Personen fiir die zur
Vertretung nach auf3en Berufenen oder (iber einen verantwortlichen Beauftragten
verhdngten Geldstrafen, sonstige in Geld bemessene Unrechtsfolgen und die
Verfahrenskosten zur ungeteilten Hand.

Somit waren hinsichtlich der G-1 Haftungsinanspruchnahmen fiir die verhdangte Geldstrafe in
Hohe von € 18.000,00 und die Verfahrenskosten von € 1.800,00 auszusprechen (siehe VwWGH
1.7.2010, 2008/09/0377).

Kostenentscheidung:

Gemdfs § 52 Abs. 8 VwGVG sind dem Beschwerdefiihrer die Kosten des
Beschwerdeverfahrens nicht aufzuerlegen, wenn der Beschwerde auch nur teilweise Folge

gegeben worden ist.

Kosten des verwaltungsgerichtlichen Beschwerdeverfahrens waren daher gemaR § 52 Abs. 8
VWGVG nicht festzusetzen.

Vollstreckungsbehorde:

Gemdfs § 52 Abs. 6 VwGVG sind die §§ 14 und 54b Abs. 1 und 1a VStG sinngemdifs
anzuwenden.
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Gemdf3 § 54b Abs. 1 VStG sind rechtskrdftig verhdngte Geldstrafen oder sonstige in Geld
bemessene Unrechtsfolgen binnen zwei Wochen nach Eintritt der Rechtskraft zu bezahlen.
Erfolgt binnen dieser Frist keine Zahlung, kann sie unter Setzung einer angemessenen Frist
von héchstens zwei Wochen eingemahnt werden. Nach Ablauf dieser Frist ist die
Unrechtsfolge zu vollstrecken. Ist mit Grund anzunehmen, dass der Bestrafte zur Zahlung
nicht bereit ist oder die Unrechtsfolge uneinbringlich ist, hat keine Mahnung zu erfolgen und
ist sofort zu vollstrecken oder nach Abs. 2 vorzugehen.

Gemdfs § 25 Abs. 2 BFGG hat das Bundesfinanzgericht, soweit dies nicht in der BAO, im ZolIR-
DG oder im FinStrG geregelt ist, in seiner Entscheidung zu bestimmen, welche
Abgabenbehdérde oder Finanzstrafbehérde die Entscheidung zu vollstrecken hat.

Hier erweist sich der Magistrat der Stadt Wien als Vollstreckungsbehérde zweckmaRig, da dem
Magistrat der Stadt Wien bereits gemall § 1 Abs. 1 Z 3 VVG die Vollstreckung der von den
(anderen) Verwaltungsgerichten erlassenen Erkenntnisse und Beschliisse obliegt (vgl. fir viele
ausfuhrlich BFG 13.5.2014, RV/7500356/2014, sowie Wanke/Unger, BFGG, § 25 Anm. 6).

Zahlungsaufforderung:

Zur Unzulassigkeit der Revision:

Gegen diese Entscheidung ist gemals Art. 133 Abs. 4 B-VG eine Revision nicht zulassig, da das
Erkenntnis nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung
zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu |6sende
Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich
beantwortet wird.

Eine solche Rechtsfrage lag verfahrensgegenstandlich nicht vor. Die Entscheidung folgt
vielmehr der dargestellten Judikatur des VwGH.

Wien, am 12. Oktober 2023

18 von 18



	Entscheidungsgründe
	Über die Beschwerde wurde erwogen:
	Mündliche Verhandlung:
	Angenommener Sachverhalt:
	Objektive Tatseite:
	Fortgesetztes Delikt:
	Subjektive Tatseite:
	Strafbemessung:
	Behördliche Verfahrenskosten:
	Haftung:
	Kostenentscheidung:
	Vollstreckungsbehörde:
	Zahlungsaufforderung:
	Zur Unzulässigkeit der Revision:



